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Dokumente der Deutschen Bischofskonferenz 
 
Nr. 39 „Grundordnung des kirchlichen 

Dienstes“ - Broschüre Die deutschen 
Bischöfe Nr. 95 A 

 
Dem gedruckten Amtsblatt April 2023 liegt für die 
Pfarreien die Broschüre: „Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes“ bei. 
                 Anlage 
 

Dokumente des Bischofs 
 

Nr. 40 Aufruf zur Kollekte am  
Gründonnerstag 

 
Liebe Schwestern und Brüder, 
 
seit mehr als 30 Jahren setzt sich die 
Partnerschaftsaktion Ost, unser Hilfswerk für 
Osteuropa, für Völkerverständigung, Gerechtigkeit und 
Frieden ein. Dank der finanziellen Unterstützung 
unserer Gemeinden, jedem Einzelnen von Ihnen, ist 
das Leben vieler Menschen ein bisschen leichter, 
hoffnungsvoller und sonniger geworden. 
 
Zum Beispiel ist es uns gelungen, im Zentrum für 
Kinderwürde an der Ukrainischen Katholischen 
Universität in Lwiw in der Ukraine, für geflüchtete 
Mütter mit ihren Kindern aus östlichen und südöstlichen 
Gebieten ein Therapieprogramm zur Bewältigung von 
erlebter Gewalt und schrecklichen Ereignissen zu 
starten. 
Weiterhin können wir ein katholisches Kinderheim in 
Vilnius, Litauen unterstützen. Das Kinderheim kümmert 

sich um Kinder der Roma- und Sinti-Angehörigen, die 
sich am Rande der Gesellschaft befinden. Die gut 
ausgebildeten Pädagoginnen / Erzieherinnen 
versuchen, diesen Kindern ein hoffnungsvolles Leben, 
menschliche Nähe und Bildung zu geben. 
 
Vielen Dank für Ihr Engagement und ihre offenen 
Herzen! Dank Ihrer großzügigen Unterstützung kann 
die Partnerschaftsaktion Ost ihren Aufgaben 
nachgehen. Ihre Tätigkeit ist in osteuropäischen 
Ländern und hier bei uns vor Ort wichtige denn je! In 
Zeiten wie diesen brauchen wir Vermittler zwischen Ost 
und West. 
 
Der vor einem Jahr begonnene Krieg Russlands gegen 
die Ukraine hat Vieles verändert. 
Die ungeheuerliche Aggression, die Vernichtungs-
androhung Russlands, die Gräueltaten des russischen 
Militärs und die Menschenrechtsverletzungen in der 
Ukraine lösen bei uns das Gefühl von Ohnmacht aus.  
Was wir aber tun können, ist mit unseren Mitteln das 
Leid der Menschen in Kriegsgebieten zu lindern. Durch 
Organisation von Spendentransporten und 
humanitärer Hilfe direkt zu unseren langjährigen 
Partnern vor Ort in der Ukraine vermittelt die 
Partnerschaftsaktion Ost praktische Solidarität und gibt 
den Leidenden Hoffnung und Zuversicht. 
  
Deshalb bitte ich Sie sehr herzlich unsere Schwestern 
und Brüder im Osten Europas auch in diesem Jahr im 
Abendmahlsgottesdienst am Gründonnerstag durch 
großzügige Spenden wohlwollend zu unterstützen und 
sie in unsere Gebete einzuschließen. 
 
 
 



 

75 

Ich lade Sie zu einem überzeugenden „Opfergang der 
Liebe, der Menschlichkeit und der Solidarität“ ein! 
 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
 
 
Dieser Aufruf soll am Sonntag, dem 2. April 2023, 
sowie am Vorabend in allen Gottesdiensten verlesen 
werden. 
                 Anlage 
 

Nr. 41 Beschluss der Regionalkommission 
Ost des Deutschen Caritasverbandes 
e.V., Inflationsausgleichsprämie, am 
12. Januar 2023 

 
Die Regionalkommission Ost beschließt: 
 
I. Übernahme der beschlossenen mittleren 
Werte/Festsetzung der Vergütung 
Der Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 8. Dezember 2022 
zur Prämie zur Abmilderung des schnellen Anstiegs 
der Verbraucherpreise wird hinsichtlich aller dort 
beschlossenen mittleren Werte mit der Maßgabe 
übernommen, dass alle dort beschlossenen mittleren 
Werte in derselben Höhe, wie sie in Nummer I des o. 
g. Beschlusses der Bundeskommission enthalten sind, 
als neue Werte für den Bereich der Regional-
kommission Ost festgesetzt werden.  
 
II. Inkrafttreten 
Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
Berlin, den 12. Januar 2023 
 
gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 
Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
Die Prämie dient der Abmilderung des schnellen 
Anstiegs der Verbraucherpreise und nutzt dabei die 
vom Gesetzgeber gewährte Steuer- und 
Sozialversicherungsbefreiung. Die Auszahlung erfolgt 
grundsätzlich in zwei gleichen Raten zu je 1.500,00 
Euro zum 30. Juni 2023 und 30. Juni 2024. In 
Dienstvereinbarungen können davon abweichende 
Modalitäten der Auszahlung, wie  
z. B. Höhe der Raten, weitere Auszahlungszeitpunkte 
vereinbart werden. Dabei kann der vom Gesetzgeber 
vorgegebene zeitliche Rahmen bis zum 31. Dezember 
2024 voll ausgenutzt werden. Wird keine 
Dienstvereinbarung geschlossen, ist die Prämie an den 
festgelegten Stichtagen in festgelegter Höhe 
auszuzahlen. Teilzeitkräfte erhalten insgesamt 
mindestens 500,00 Euro. Die Prämie erfüllt bei 
vollständiger Auszahlung bis 31. Dezember 2024 die 
vom Gesetzgeber formulierten Anforderungen an die 
Steuer- und Sozialversicherungsbefreiung. Die Prämie 
ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu 

berücksichtigen und auch nicht 
zusatzversorgungspflichtig. Ferner wird die Prämie 
nicht mit sonstigen Leistungen verrechnet. Sofern für 
Mitarbeiter, die nach Anlage 21 eingruppiert sind, die 
für vergleichbare Beschäftigte des jeweiligen 
Bundeslandes geltenden Regelungen Leistungen nach 
§ 3 Nr. 11c EStG vorsehen, kommt es zu keiner 
doppelten Auszahlung. 
 
Die Regionalkommission ist für die Festlegung der 
Höhe des Euro-Betrags der Prämie zuständig gemäß 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 
 
Magdeburg, den 21.03.2023 
 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Nr. 42 Musterordnung zur Regelung von 
Einsichts- und Auskunftsrechten für 
die Kommissionen zur Aufarbeitung 
sexuellen Missbrauchs Minderjäh-
riger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener, für Forschungszwecke 
und für Rechtsanwaltskanzleien in 
Bezug auf Sachakten, Verfahrens-
akten, Registraturakten und 
vergleichbare Aktenbestände der 
laufenden Schriftgutverwaltung 

 
PRÄAMBEL 
 
In Anerkennung, dass Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im Dienst der katholischen Kirche in 
Deutschland in der Vergangenheit Kinder, Jugendliche 
und schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene sexuell 
missbraucht haben,  
 
in der Absicht, das Leid der Betroffenen in den Fokus 
zu stellen, die strukturelle Beteiligung von Betroffenen 
am Prozess der Aufarbeitung zu sichern und 
ansprechbar zu sein für die Anliegen Betroffener und 
ihrer Angehörigen, 
 
ferner in der Absicht, die Umstände von sexuellem 
Missbrauch in der Vergangenheit und in der Gegenwart 
in den Blick zu nehmen und die Aufarbeitung des 
sexuellen Missbrauchs insbesondere durch die 
quantitative Erhebung des sexuellen Missbrauchs, die 
Untersuchung des administrativen Umgangs mit 
Tätern und Betroffenen und die Identifikation von 
Strukturen, die sexuellen Missbrauch zugelassen oder 
erleichtert oder dessen Aufdeckung erschwert haben, 
sowie die qualitative Analyse der spezifischen 
Bedingungen des Entstehens und des Aufdeckens von 
Missbrauchsfällen zu ermöglichen,  
 
zu dem Zweck, dem Gebot von Unabhängigkeit und 
Transparenz der Aufarbeitung Rechnung zu tragen 
sowie  
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unter größtmöglicher Wahrung der Privatsphäre und 
der Persönlichkeitsrechte betroffener Personen  
wird die folgende Ordnung erlassen: 
 
§ 1 
Geltungsbereich 
 
Diese Ordnung regelt die Offenlegung von Unterlagen 
aller kirchlichen Rechtsträger und deren Einrichtungen 
in der Diözese Magdeburg, unabhängig von ihrer 
Rechtsform, in Form der Übermittlung (Auskunft) und 
in Form der Bereitstellung (Einsicht) gegenüber 
unabhängigen Aufarbeitungskommissionen, zu 
Forschungszwecken sowie gegenüber 
Rechtsanwaltskanzleien. 
 
§ 2 
Verhältnis zum KDG und zur KAO 
 
Für die Verarbeitung personenbezogener Daten finden 
das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) 
und die zu seiner Durchführung ergangenen 
Vorschriften, insbesondere die 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über den 
Kirchlichen Datenschutz (KDG-DVO), sowie die 
Anordnung über die Sicherung und Nutzung der 
Archive der katholischen Kirche (Kirchliche 
Archivordnung – KAO) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung Anwendung, soweit sich aus dieser Ordnung 
nichts Abweichendes ergibt. Die Vorschrift des § 2 Abs. 
2 KDG bleibt unberührt. 
 
§ 3 
Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Ordnung bezeichnet der Ausdruck  
 
a) „Aufarbeitung“ die Erfassung von Tatsachen, 
Ursachen und Folgen von sexuellem Missbrauch an 
Kindern, Jugendlichen und schutz- und hilfebedürftigen 
Erwachsenen in der katholischen Kirche zu dem 
Zweck, eine quantitative Erhebung des sexuellen 
Missbrauchs vorzunehmen, den administrativen 
Umgang mit Tätern und Betroffenen zu untersuchen 
und die Identifikation von Strukturen, die sexuellen 
Missbrauch zugelassen oder erleichtert oder dessen 
Aufdeckung erschwert haben, sowie die qualitative 
Analyse der spezifischen Bedingungen des Entstehens 
und des Aufdeckens von Missbrauchsfällen zu 
ermöglichen; dies kann auch anhand von Einzelfällen 
erfolgen; 
b) „Unterlagen“ die in Sachakten, Verfahrensakten, 
Registraturakten und vergleichbaren Aktenbeständen 
vorliegenden Aufzeichnungen jeglicher Art unabhängig 
von ihrer Speicherungsform sowie alle Hilfsmittel und 
ergänzenden Daten, die für Erhaltung, Verständnis und 
Nutzung dieser Informationen notwendig sind; 
c) „Unabhängige Aufarbeitungskommission“ die 
unabhängige Kommission zur Aufarbeitung des 
sexuellen Missbrauchs auf der Ebene der (Erz-
)Diözese, die aufgrund der von dem Diözesanbischof 
für seine (Erz-)Diözese verbindlich erklärten‚ 
Gemeinsamen Erklärung über verbindliche Kriterien 
und Standards für eine unabhängige Aufarbeitung von 

sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche in 
Deutschland‘ zwischen dem Unabhängigen 
Beauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs und der Deutschen 
Bischofskonferenz errichtet worden ist; das seitens des 
Diözesanbischofs in Kraft gesetzte Statut für die 
Unabhängige Aufarbeitungskommission oder 
vergleichbare Regelungen enthalten  nähere 
Regelungen zu Aufgaben und Kompetenzen der 
Aufarbeitungskommission; 
d) „Forschung“ die auf der Basis wissenschaftlicher 
Standards erfolgende, sexuellen Missbrauch an 
Kindern, Jugendlichen und schutz- und hilfebedürftigen 
Erwachsenen in der katholischen Kirche betreffende 
unabhängige systematische Suche nach neuen 
Erkenntnissen durch Mitarbeitende an Hochschulen 
und anderen wissenschaftlich arbeitenden 
Einrichtungen einschließlich der Dokumentation und 
Veröffentlichung der Untersuchung; 
e) „Rechtsanwaltskanzleien“ die Büroräume und das 
Unternehmen oder den Betrieb eines Rechtsanwalts 
oder mehrerer Rechtsanwälte unabhängig von ihrer 
Rechtsform, die im Rahmen eines Auftrags tätig 
werden im Zusammenhang mit der Untersuchung 
sexuellen Missbrauchs an Kindern, Jugendlichen und 
schutz- und hilfebedürftigen Erwachsenen in der 
katholischen Kirche; 
f) „Auskunft“ die Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch Offenlegung in Form der Übermittlung; 
g) „Einsicht“ die Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch Offenlegung in Form der Bereitstellung; 
h) „betroffene Person“ diejenige Person im Sinne des 
§ 4 Nr. 1 KDG, deren personenbezogene Daten 
offengelegt oder in sonstiger Weise verarbeitet 
werden.  
 
§ 4 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung bei der 
Offenlegung von personenbezogenen Daten 
gegenüber der unabhängigen Aufarbeitungs-
kommission 
 
(1) Die Offenlegung personenbezogener Daten durch 
Auskunft oder Einsicht in Unterlagen gegenüber der 
unabhängigen Aufarbeitungskommission ohne 
Einwilligung der betroffenen Personen ist zulässig, 
soweit  
 
1. dies für die Durchführung der Aufarbeitung 
erforderlich ist, 
2. eine Nutzung anonymisierter Daten zu diesem 
Zweck nicht möglich oder die Anonymisierung mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist 
und 
3. das kirchliche Interesse an der Aufarbeitung das 
schutzwürdige Interesse der betroffenen Personen 
erheblich überwiegt. 
 
(2) Die Offenlegung nach Absatz 1 erfolgt durch 
Erteilung von Auskünften, wenn hierdurch der Zweck 
der Aufarbeitung erreicht werden kann und die 
Erteilung keinen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordert. Andernfalls kann bis zu vier Mitgliedern der 
unabhängigen Aufarbeitungskommission, die aufgrund 
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ihrer Qualifikation aus der Aufarbeitungskommission 
selbst heraus zu bestimmen sind, ein Einsichtsrecht je 
Vorgang gewährt werden. Die Auskünfte werden durch 
eine vom Diözesanbischof beauftragte Person erteilt, 
die auf das Datengeheimnis nach § 5 KDG verpflichtet 
ist. Sie beziehen sich ausschließlich auf solche Inhalte, 
die eine quantitative Erhebung des sexuellen 
Missbrauchs, die Untersuchung des administrativen 
Umgangs mit Tätern und Betroffenen und die 
Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch 
zugelassen oder erleichtert oder dessen Aufdeckung 
erschwert haben, sowie die qualitative Analyse der 
spezifischen Bedingungen des Entstehens und 
Aufdeckens von Missbrauchsfällen ermöglichen; dies 
erfolgt auch anhand von Einzelfällen. 
 
(3) Personenbezogene Daten werden nur an solche 
Personen übermittelt, die auf das Datengeheimnis 
nach § 5 KDG verpflichtet worden sind. 
 
(4) Personenbezogene Daten dürfen nur für die 
Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch verwendet 
werden, die vom Auftrag der unabhängigen 
Aufarbeitungskommission erfasst ist. Eine 
weitergehende Verwendung ist nicht zulässig. 
 
(5) Die nach Absatz 2 durch die unabhängigen 
Aufarbeitungskommission erhobenen 
personenbezogenen Daten sind gegen unbefugte 
Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. Die 
personenbezogenen Daten sind, sobald der Zweck, zu 
welchem sie erhoben wurden, es erlaubt, vor 
Offenlegung gegenüber Dritten zu anonymisieren. 
Solange dies noch nicht möglich ist, sind die Merkmale 
gesondert aufzubewahren, mit denen Einzelangaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet 
werden können. Sie dürfen mit Einzelangaben nur 
zusammengeführt werden, soweit die Zwecke der 
Aufarbeitung dies erfordern. Sie sind spätestens zwei 
Jahre nach Erstellung des Abschlussberichts zu 
vernichten oder an die (Erz-)Diözese zurückzugeben. 
 
(6) Sind personenbezogene Daten nach den Absätzen 
1 bis 3 offengelegt worden, darf die unabhängige 
Aufarbeitungskommission diese nur veröffentlichen, 
wenn dies für die Aufarbeitung des sexuellen 
Missbrauchs unerlässlich ist und nur soweit Personen 
der Zeitgeschichte betroffen sind. 
 
(7) Bei der Veröffentlichung der Ergebnisse der 
unabhängigen Aufarbeitungskommission sind die 
Persönlichkeitsrechte jedweder genannten Person zu 
wahren. 
 
§ 5 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung bei der 
Offenlegung von personenbezogenen Daten zu 
Forschungszwecken 
 
(1) Die Offenlegung personenbezogener Daten durch 
Auskunft oder Einsicht in Unterlagen ohne Einwilligung 
der betroffenen Personen gegenüber Hochschulen und 

anderen Einrichtungen, die wissenschaftliche 
Forschung betreiben, ist zulässig, soweit  
 
1. dies für die Durchführung bestimmter 
wissenschaftlicher Forschungsarbeiten zur 
Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch erforderlich 
ist, 
2. eine Nutzung anonymisierter Daten zu diesem 
Zweck nicht möglich oder die Anonymisierung mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist, 
3. das kirchliche Interesse an der Forschungsarbeit das 
schutzwürdige Interesse der betroffenen Personen 
erheblich überwiegt und 
4. der Diözesanbischof oder die von ihm bestimmte 
verantwortliche Person die Einwilligung hierzu erteilt 
hat.  
 
Einer Einwilligung nach Ziffer 4. bedarf es nicht, wenn 
die Offenlegung von personenbezogenen Daten im 
Auftrag der unabhängigen Aufarbeitungskommission 
im Rahmen des in § 3 lit. a) genannten Zwecks erfolgt.  
 
(2) Die Offenlegung nach Absatz 1 erfolgt durch 
Erteilung von Auskünften, wenn hierdurch der Zweck 
der Aufarbeitung erreicht werden kann und die 
Erteilung keinen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordert. Andernfalls kann ein Einsichtsrecht gewährt 
werden.  Die Auskünfte werden durch eine vom 
Diözesanbischof beauftragte Person erteilt, die auf das 
Datengeheimnis nach § 5 KDG verpflichtet ist. Sie 
beziehen sich ausschließlich auf solche Inhalte, die 
eine quantitative Erhebung des sexuellen 
Missbrauchs, die Untersuchung des administrativen 
Umgangs mit Tätern und Betroffenen und die 
Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch 
zugelassen oder erleichtert oder dessen Aufdeckung 
erschwert haben, sowie die qualitative Analyse der 
spezifischen Bedingungen des Entstehens und 
Aufdeckens von Missbrauchsfällen ermöglichen; dies 
erfolgt auch anhand von Einzelfällen. 
 
(3) Personenbezogene Daten werden nur an solche 
Personen übermittelt, die auf das Datengeheimnis 
nach § 5 KDG verpflichtet worden sind. 
 
(4) Personenbezogene Daten dürfen nur für die 
Forschungsarbeit verwendet werden, für die sie 
übermittelt worden sind. Die Verwendung für andere 
Forschungsarbeiten oder die Offenlegung gegenüber 
Dritten richtet sich nach den Absätzen 1 bis 3 und ist 
nur mit Einwilligung des Diözesanbischofs zulässig. 
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(5) Die nach Absatz 2 zu Forschungszwecken 
erhobenen personenbezogenen Daten sind gegen 
unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. 
Die wissenschaftliche Forschung betreibende Stelle 
hat dafür zu sorgen, dass die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten räumlich und 
organisatorisch getrennt von der Erfüllung solcher 
Verwaltungsaufgaben oder Geschäftszwecke erfolgt, 
für die diese Daten gleichfalls von Bedeutung sein 
können. 
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(6) Sobald der Forschungszweck es erlaubt, sind die 
personenbezogenen Daten vor Offenlegung 
gegenüber Dritten zu anonymisieren. Solange dies 
noch nicht möglich ist, sind die Merkmale gesondert 
aufzubewahren, mit denen Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet 
werden können. Sie dürfen mit Einzelangaben nur 
zusammengeführt werden, soweit der 
Forschungszweck dies erfordert. Sie sind spätestens 
zwei Jahre nach Erfüllung des Forschungszwecks zu 
vernichten oder an die (Erz-)Diözese zurückzugeben. 
 
(7) Sind personenbezogene Daten nach den Absätzen 
1 bis 3 offengelegt worden, dürfen diese nur 
veröffentlicht werden, wenn dies für die Darstellung von 
Forschungsergebnissen über Personen der 
Zeitgeschichte unerlässlich ist.  
 
(8) Bei der Veröffentlichung des 
Forschungsergebnisses sind die Persönlichkeitsrechte 
jedweder genannten Person zu wahren. 
 
§ 6 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung bei der 
Offenlegung von personenbezogenen Daten 
gegenüber Rechtsanwaltskanzleien 
 
(1) Die Offenlegung personenbezogener Daten durch 
Auskunft oder Einsicht in Unterlagen ohne Einwilligung 
der betroffenen Personen gegenüber 
Rechtsanwaltskanzleien ist zulässig, soweit 
 
1. dies für die Durchführung der Aufarbeitung oder zur 
Rechtsberatung der Unabhängigen 
Aufarbeitungskommission im Zusammenhang mit der 
Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch erforderlich 
ist, 
2. eine Nutzung anonymisierter Daten zu diesem 
Zweck nicht möglich oder die Anonymisierung mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist, 
3. das kirchliche Interesse an der Aufarbeitung und 
rechtlichen Bewertung des Sachverhalts das 
schutzwürdige Interesse der betroffenen Personen 
erheblich überwiegt und 
4. der Diözesanbischof oder die von ihm bestimmte 
verantwortliche Person die Einwilligung hierzu erteilt 
hat. 
 
Einer Einwilligung nach Ziffer 4. bedarf es nicht, wenn 
die Offenlegung von personenbezogenen Daten im 
Auftrag der unabhängigen Aufarbeitungskommission 
im Rahmen des in § 3 lit. a) genannten Zwecks erfolgt. 
 
(2) Die Offenlegung nach Absatz 1 erfolgt durch 
Erteilung von Auskünften, wenn hierdurch der Zweck 
der Aufarbeitung erreicht werden oder die gewünschte 
Rechtsberatung im Zusammenhang mit der 
Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch erfolgen kann 
und die Erteilung keinen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordert. Andernfalls kann ein Einsichtsrecht 
gewährt werden.  
 

(3) Die personenbezogenen Daten dürfen 
ausschließlich zur Bearbeitung des erteilten Auftrags 
verwendet werden und sind auf Verlangen des 
Auftraggebers zu löschen. 
 
(4) Die beauftragte Rechtsanwaltskanzlei ist vertraglich 
zu besonderer Vertraulichkeit zu verpflichten.  
 
(5) Die personenbezogenen Daten sind gegen 
unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. 
 
(6) Sobald der Zweck es erlaubt, sind die 
personenbezogenen Daten vor Offenlegung 
gegenüber Dritten zu anonymisieren. Solange dies 
noch nicht möglich ist, sind die Merkmale gesondert 
aufzubewahren, mit denen Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet 
werden können. Sie dürfen mit Einzelangaben nur 
zusammengeführt werden, soweit die Zwecke der 
Aufarbeitung dies erfordern. Sie sind spätestens zwei 
Jahre nach Erstellung des Abschlussberichts zu 
vernichten oder an die (Erz-)Diözese zurückzugeben. 
 
(7) Sind personenbezogene Daten nach den Absätzen 
1 bis 2 offengelegt worden, dürfen diese nur 
veröffentlicht werden, wenn dies für die Darstellung von 
Untersuchungsergebnissen über Personen der 
Zeitgeschichte unerlässlich ist. 
 
(8) Bei der Veröffentlichung der Untersuchungs-
ergebnisse sind die Persönlichkeitsrechte jedweder 
genannten Person zu wahren. 
 
§ 7 
Inkrafttreten, Geltungsdauer, Überprüfung 
 
(1) Diese Ordnung tritt mit der Veröffentlichung im 
Amtsblatt in Kraft. 
 
(2) Sie soll spätestens nach Ablauf des neunten Jahres 
ihrer Geltung einer Überprüfung unterzogen werden.  
 
(3) Sie gilt für einen Zeitraum von zunächst 10 Jahren 
und kann um weitere fünf Jahre verlängert werden. 
 
Magdeburg, den 03.04.2023 
 
Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Mitteilungen des Generalvikars 
 

Nr. 43 Pastoraltag 2023 
 
Der Pastoraltag 2023 des Bistums Magdeburg ist für 
den 11. Oktober 2023 geplant. 
 

Mitteilungen des Bischöflichen Ordinariates 
 
Prozessbereich 2. Personaleinsatzplanung 
und Personalentwicklung 
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Nr. 44 Entpflichtungen / Ernennungen / 
Beauftragungen 

 
Herr Dechant Ulrich Schade wurde von seinen 
Aufgaben als Kooperator der Pfarrei St. Klara, 
Delitzsch sowie von seinen Beauftragungen im Bistum 
Magdeburg als Dechant für das Dekanat Torgau und 
Mitglied im Bistumsrat entpflichtet. Ab 1. Mai 2023 wird 
er in den altersbedingten Ruhestand versetzt.  
 
Herr Spiritual Dr. Matthias Hamann wurde am 23. 
Februar 2023 zum Vorsitzenden der Kunstkommission 
im Bistum Magdeburg ernannt. 
 
Herr Pater Wolfgang Schönberg OFM wurde mit 
Wirkung vom 1. Februar 2023 mit der Mitarbeit in der 
Seelsorge in den Pfarreien St. Mauritius und Elisabeth, 
Halle (Saale), St. Franziskus, Halle (Saale), Carl 
Lambert, Halle (Saale) und St. Norbert, Merseburg mit 
einem Beschäftigungsumfang von 25 % beauftragt. 
 

Nr. 45 Todesanzeige 
 
Am 25. März 2023 verstarb in Magdeburg im Alter von 
91 Jahren Frau Eva Lampa. Frau Lampa war seit 1955 
in Herzberg, Nienburg, Güsten und Stendal als 
Gemeindereferentin tätig. Von 1976 bis 1990 leitete sie 
das alte Roncalli-Haus in Magdeburg und ab 1990 den 
Haushalt von Bischof Leo Nowak. Das Requiem wurde 
am 31. März 2023, um 9:00 Uhr in der Kathedrale St. 
Sebastian in Magdeburg gefeiert. Anschließend fand 
die Beerdigung auf dem Westfriedhof in Magdeburg 
statt. 
 

Weitere kirchliche Nachrichten 
 
Nr. 46 Einladung zum Karl-Leisner-

Pilgermarsch vom 17. – 21.07.2023 
nach Kevelaer, Kleve und Xanten 

 
„Welche Priester braucht die Kirche und wozu?“ Unter 
dieser Frage laden die schönstättischen Priesterge-
meinschaften Priester, Priesteramtskandidaten und 
Diakone herzlich ein zum Karl-Leisner-Pilgermarsch 
am Niederrhein. 
 
Beginn ist am Montag, 17. Juli 2023 um 18.00 Uhr im 
Priesterhaus am Kapellenplatz 35 in 47623 Kevelaer. 
Dort finden auch alle Übernachtungen mit Frühstück 
statt. 
Am Dienstag geht es nach der Fahrt zum 
Schönstattzentrum auf dem Oermter Marienberg auf 
dem Pilgerweg durch die „Sonsbecker Schweiz“ nach 
Kevelaer, wo die Hl. Messe gefeiert wird. 
Am Mittwoch stehen eine Fahrt mit dem Schlauchboot 
auf der Niers und der Pilgerweg nach Kleve auf dem 
Programm, wo Karl Leisner seit seinem sechsten 
Lebensjahr wohnte. In der Stiftskirche mit dem Karl-
Leisner-Erinnerungsmal wird die Hl. Messe gefeiert. 
Am Donnerstag führt der Pilgerweg zur Hl. Messe am 
Grab des seligen Karl Leisner in der Märtyrerkrypta des 
Xantener Domes. 

Am Freitag, 21. Juli enden die Tage mit dem Frühstück 
und der Hl. Messe. 
 
Karl Leisners Gemeinschaftssinn und seine 
Leidenschaft für Christus kann ein Vorbild sein für die 
persönliche Erneuerung und für die Erneuerung der 
Kirche im Dienst an den Menschen. Täglich gibt es 
geistliche Impulse, Austausch, Stundengebet, 
Rosenkranz, Hl. Messe, Freizeit, Gebet um geistliche 
Berufe und Fußwege zwischen 10 und 15 km. Für den 
Transfer vor Ort steht ein Bulli zur Verfügung, so dass 
die Teilnehmer z.B. mit der Bahn anreisen können. 
 
Anmeldung bitte bis zum 1. Mai 2023 bei: 
→ Pfarrer Armin Haas, Am Kirchberg 3, 97795 
Schondra, Tel.: 09747-930709, Fax.: 09747-930715, 
armin.haas@bistum-wuerzburg.de 
oder 
→ Pfarrer Christoph Scholten, Kirchplatz 1, 47559 
Kranenburg, Tel.: 02826-226, scholten-c@bistum-
muenster.de 
                 Anlage 
 

Nr. 47 Einladung zur Motorradwallfahrt 2023 
vom 05. – 07.05.2023 nach Wernige-
rode 

 
Dem Amtsblatt April 2023 liegt die Einladung zur 
Motorradwallfahrt 2023 bei. 
                 Anlage 
 
 
 
 

Anlagen: 
Nr. 39 „Grundordnung des kirchlichen Dienstes“ - 

Broschüre Die deutschen Bischöfe Nr. 95 A 
Nr. 40 Aufruf zur Kollekte am Gründonnerstag 
Nr. 41 Beschluss der Regionalkommission Ost des 

Deutschen Caritasverbandes e.V., Inflations-
ausgleichsprämie, am 12.01.2023 

Nr. 42 Ordnung zur Regelung von Einsichts- und 
Auskunftsrechten für die Kommissionen zur 
Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs Minder-
jähriger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener, für Forschungszwecke und für 
Rechtsanwaltskanzleien in Bezug auf 
Sachakten, Verfahrensakten, Registratur-
akten und vergleichbare Aktenbestände der 
laufenden Schriftgutverwaltung 

Nr. 46 Einladung zum Karl-Leisner-Pilgermarsch 
vom 17. – 21.07.2023 nach Kevelaer, Kleve 
und Xanten 

Nr. 47 Einladung zur Motorradwallfahrt 2023  
vom 05. – 07.05.2023 nach Wernigerode 
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